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Deutschland vor Islamisten schützen!

Mehr als 1.000 Islamisten haben am vergangenen
Wochenende in Hamburg demonstriert und sich dabei
für die Errichtung eines Kalifats starkgemacht. Die
Islamisten greifen die westlichen Werte samt der
Pressefreiheit an.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, mahnt ein rasches und
strenges Vorgehen des Innenministeriums an:
„Während Innenministerin Faeser sich ausschließlich auf
den sogenannten ‚Kampf gegen Rechts‘ fokussiert,
träumen islamistische Gruppen vom Umsturz, bereiten
ein ‚Kalifat Deutschland‘ vor und verbreiten ihre
Propaganda offen. Es muss Schluss damit sein, dass
solche Personen, die die freiheitliche Demokratie
abschaffen wollen, ihr Unwesen treiben. Derartige
Propagandaveranstaltungen für Diktatur und Terror sind
nicht nur eine Schande für Deutschland, sondern vor
allem auch eine Gefahr für diese. Wer das nicht
wahrhaben will und nicht entschieden gegen derartige
Tendenzen vorgeht, der sollte den Ministersessel
schleunigst verlassen.“
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Islamisten haben in Rundfunkräten nichts zu suchen

Die Äußerungen des Rundfunkrat-Mitglieds Khola Maryam Hübsch zu den
islamistischen Demonstrationen am vergangenen Wochenende in Hamburg
haben für Aufsehen gesorgt: Sie verteidigte die Demonstranten, die das
Kalifat, also eine islamische Diktatur, als zukunftsweisende Lösung für
Deutschland propagierten. Hübsch engagiert sich in der muslimischen
Ahmadiyya-Gemeinde und ist von dieser in den Rundfunkrat des Hessischen
Rundfunks entsandt worden.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, stellt klar, dass Islamisten keinen Einfluss auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk haben sollten:
„Frau Hübsch hat nichts an der Scharia, also den islamischen
Rechtsvorschriften, und dem Kalifat, also einer islamischen Diktatur,
auszusetzen und bezeichnet beides als ‚ganz normal‘. Sie offenbart damit,
dass sie sich meilenweit von unserem Gesellschafts- und
Demokratieverständnis entfernt befindet und mit dem deutschen Rechtsstaat
nichts zu tun hat. Menschen, die die Ansichten einer Frau Hübsch teilen, haben
in einem Rundfunkrat nichts zu suchen und müssen diesen verlassen.
Ansonsten sieht man deutlich, wo die echten Feinde unserer Demokratie
sitzen.“

Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften ganz abschaffen
Das Bundesjustizministerium unter Marco Buschmann hat einen
Referentenentwurf zur Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften
vorgelegt. Diese Weisungsgebundenheit abzuschaffen, wie es seit vielen Jahren
etwa vom Richterbund und der AfD gefordert wird und was für einen
funktionierenden Rechtsstaat selbstverständlich wäre, sieht der Entwurf jedoch
nicht vor. Vielmehr sollen lediglich Weisungen schriftlich fixiert werden, wovon
sich der Minister angeblich eine disziplinierende Wirkung verspricht.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, stellt klar, dass die politische Einflussnahme auf die
Staatsanwaltschaften ein für alle Mal ein Ende haben müsse:
„Die Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte ist eine Schande für den
Rechtsstaat. Rechtsstaatliche Entscheidungen können so aufgrund einer
politischen Entscheidung verhindert werden. Das Argument, dass von der
Möglichkeit kaum Gebrauch gemacht werde, kann nicht ziehen, solange
überhaupt die Möglichkeit besteht. Nur die AfD kämpft entschlossen für eine freie
Justiz und wird einen Gegenvorschlag vorlegen, der das Recht der Justizminister,
politisch Einfluss zu nehmen, beendet. Der Bundestag muss entscheiden, wie
ernst es ihm mit der Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit in Deutschland ist.“
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Strafbarkeit auf 12 senken!

30 Millionen Euro für Juristen

Die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag hat bereits vor über einem Jahr
einen Gesetzentwurf zur Bekämpfung schwerer Kinderkriminalität
vorgelegt. Dieser sieht vor, die Altersgrenze für die Strafmündigkeit auf 12
Jahre zu senken, außerdem ist das seit vielen Jahren Programmlage.
Zudem soll der Staatsanwaltschaft das Recht eingeräumt werden, beim
Familiengericht die Unterbringung eines schwerkrimminellen Kindes zu
beantragen. Wäre der AfD hier gefolgt worden, gäbe es dieses Problem
also auch nicht. Wie so oft, waren wir der Zeit voraus. Dass die CDU nun
auf diesen längst fahrenden Zug aufspringt, ist nun doch überraschend,
hatte es sich doch während der Debatte im vergangenen Jahr nicht so
angehört. Wir werden den Gesetzentwurf daher zeitnah zur Abstimmung
stellen, um festzustellen, wie ernst es der CDU ist oder ob es sich wieder
einmal um das alltägliche Wahlkampfgetöse handelt. Es ist sicher kein
Geheimnis, dass Jugendkriminalität auch auf die illegale Migration nach
Deutschland zurückzuführen ist. Auch an dieser Stelle setzen wir an. 

"In den Jahren 2021 bis Anfang 2024 haben die Bundesministerien mehr
als 30 Millionen Euro für die Beauftragung externer Juristen
ausgegeben, was sehr verwundert, ist es doch gerade die FDP, die
mittlerweile das Justizministerium besetzt, die sich über diese Art der
Ausgaben in der vergangenen Legislaturperiode beklagt hatte.
Angesichts der Tatsache, dass fast 10.000 Juristen in den Ministerien
und nachgeordneten Ressorts angestellt sind, ist es bemerkenswert,
dass viele Millionen Euro Steuergeld benötigt werden, um die juristische
Beratung der Bundesregierung sicherzustellen. Zu beachten ist auch,
dass es sich dabei um ein massives Ungleichgewicht handelt, denn wer
außer der Bundesregierung hat schon Millionen Euro für Juristen zur
Verfügung? Die Zahlen zeigen deutlich, dass nicht nur die
Bundesregierung selbst, sondern offensichtlich auch ihre Mitarbeiter
deutlich überfordert sind."
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Politisch motivierte Kriminalität 

IS Rückkehrer

"Die Zahlen zeigen das Versagen von Nancy Faeser. Die Innere Sicherheit
ist ihr völlig egal, sie ist nahezu ausschließlich ideologisch im 'Kampf
gegen Rechts', den sie zum Kampf gegen das Recht pervertiert hat,
unterwegs. Tausende politisch und religiös motivierte Gewaltdelikte
müssen zum Anlass genommen werden, sämtliche Formen des
Extremismus gleichermaßen zum Thema zu machen und zu bekämpfen.
Eine Fixierung auf unverbindliche Stuhlkreise wird nichts daran ändern,
dass politische Gewalt nach wie vor stattfindet. Faeser fehlen alle
Ansätze, um wirkungsvoll Abhilfe zu schaffen. Sie ist eine Fehlbesetzung
im Amt."

„IS-Rückkehrer, vor allem solche aus Kriegsgebieten, sind tickende
Zeitbomben. Dass während des Aufenthalts im sogenannten
Islamischen Staat eine massive Radikalisierung der Personen
stattfindet, ist völlig unstrittig. Auch Haft ändert daran nichts, auch dort
findet weitere Radikalisierung statt. Es wird auch kaum gelingen, solche
Rückkehrer zu integrieren, nachdem sie sämtliche unserer Werte über
Bord geworfen haben oder nie einen Zugang dazu hatten. Es fällt sehr
schwer, sich vorzustellen, dass IS-Rückkehrer vollständig integrierte
Personen in einer von den Werten des Grundgesetzes geleiteten
Gesellschaft werden können. Hier gilt es, mehr als wachsam zu sein, und
präventiv zu handeln."
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/hxyCoNqG-u8?si=SEu-_lJ7G1j5iKYf
https://youtu.be/JVhr1CNExUU?si=u970gCODcy8VefGW
https://youtube.com/shorts/PUFz4CM5CYw?si=ILXX9FvaRnjlSRh1


Zu Gast im hohen Norden
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Kommende Termine
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Wieder da: Auf Vorbestellung - BRANDNERHONIG
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Meine neuen Infokarten von der Landesgruppe Thüringen 
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Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


